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PRAGER FRÜHLING

Was war der Prager Frühling?

Von Jan Pauer

Den unpolitischen Namen »Prager Früh-
ling« erhielt das tschechoslowakische Re-
formexperiment in den Medien nach dem
jährlich stattfindenden gleichnamigen Mu-
sikfestival. Er dauerte nur acht Monate. Was
im Jänner 1968 mit der Ablösung Antonín
Novotnýs als Erstem Sekretär der Kommuni-
stischen Partei der CSSR (KPC) als bloßer
Führungswechsel begann, wurde unter sei-
nem Nachfolger, dem unbekannten slowa-
kischen Kommunisten Alexander Dubcek,
rasch zu einer gesamtgesellschaftlichen Be-
wegung. Die Hoffnungen auf einen moder-
nen demokratischen »Sozialismus mit
menschlichem Antlitz« wurden am 21. Au-
gust 1968 unter Panzerketten begraben. In-
nerhalb von nur dreißig Jahren erlebte die
Tschechoslowakei ihre zweite Okkupation
– diesmal aus dem Osten. In der größten
militärischen Aktion im Nachkriegseuropa
und der einzigen militärischen Intervention
des ehemaligen Warschauer Paktes (unter
Ausgrenzung Rumäniens) besetzte eine
halbe Million Soldaten das Land, um es vor
der »antisozialistischen Konterrevolution«
zu retten. Die Partei- und Staatsführung
wurde verhaftet und außer Landes ver-
schleppt. Am 26. August unterschrieben im
Kreml die Reformer – mehr Geiseln als Ver-
treter eines Staates – ein Geheimprotokoll,
das einem politischen Diktat gleichkam und
die Restauration alter politischer Verhältnis-
se einleitete. Es dauerte noch ein weiteres
Jahr, bis die neue Parteiführung unter Gu-
stav Husák im August 1969 die eigene Poli-
zei und Panzer gegen tschechische und slo-
wakische Demonstranten schickte und die
letzten Freiheiten in Eigenregie erstickte. Ei-
ne zweite Sowjetisierungswelle rollte unter
dem Namen der »Normalisierungspolitik«
durch das Land und verwandelte es für wei-
tere zwanzig Jahre in eines der repressivsten
neostalinistischen Regime Osteuropas.

Der »Prager Frühling« 1968 war der erste
friedliche Reformversuch »von oben«, der

im ehemaligen Ostblock eine Transforma-
tion des gesamten Systems einleitete. Seine
Besonderheit besteht darin, daß er kein blo-
ßes »Tauwetter« blieb wie in der Sowjet-
union nach 1956, nicht im Keim erstickt
wurde wie die radikale ungarische Revolu-
tion 1956, und keine bürgerkriegsähnliche
Spaltung zwischen der Gesellschaft und
dem kommunistisch beherrschten Staats-,
Militär- und Polizeiapparat hervorbrachte
wie in Polen 1980/81. Im Unterschied zu
diesen Reformversuchen kam es hier zu ei-
ner Wechselbeziehung zwischen dem sieg-
reichen Reformflügel der Partei und einer
entstehenden Zivilgesellschaft, die sich in
der unabhängigen Öffentlichkeit äußerte.
Der »Prager Frühling« war kein antikom-
munistischer Aufstand. Vielmehr sprengte
er mit seinen Intentionen die Schemata des
Kalten Krieges. Er war insofern eher ein
Vorläufer der Gorbacevschen Perestrojka als
ein Nachfolger der ungarischen Revolution.

Ursprünge der Reformbewegung
In der 1918 gegründeten Tschechoslowakei
gab es aufgrund der hohen Industrialisie-
rung eine politisch und gewerkschaftlich or-
ganisierte Arbeiterbewegung. In den zwan-
ziger Jahren gehörte die tschechische KP zur
zweitstärksten Partei der Komintern und
konnte in der Zwischenkriegszeit bei den
Parlamentswahlen in der Regel um 10 Pro-
zent der Stimmen erringen. Durch die Welt-
wirtschaftkrise band sie einen beträchtlichen
Teil der Arbeiterschaft an sich und konnte
auch Sympathien unter den tschechoslowa-
kischen Intellektuellen und Künstlern ver-
buchen.

Das Trauma des »Diktats von Mün-
chen« 1938 und die damit einhergehende
Enttäuschung vom Westen, die Ernüchte-
rung über die Schwäche der Demokratie der
Ersten Republik beim Schutz der staatlichen
Souveränität, die Folgen der nationalsozia-
listischen Okkupation und der Ausgang des

Zweiten Weltkriegs führten zur politischen
Neuausrichtung dominierender Kräfte des
bürgerlichen Lagers. In der Atmosphäre der
politischen und nationalen Vergeltung
1945–47 leitete der damalige Präsident Ed-
vard Beneš eine bewußte »Ostbindung«
und slawische Orientierung der tschecho-
slowakischen Nachkriegspolitik ein, die mit
der Anlehnung an die Schutzmacht Sowjet-
union verknüpft war. Diese Anlehnung er-
leichterte den schleichenden Übergang zum
kommunistischen Regime. Die weitgehen-
de Befreiung des Landes und der Haupt-
stadt Prag durch die Rote Armee, die Ach-
tung vor den ungeheuren Opfern der
UdSSR im Zweiten Weltkrieg und der Um-
stand, daß die sowjetischen Truppen sich
nach der Befreiung des Landes wieder zu-
rückzogen und die Tschechoslowakei als
einziges ostmitteleuropäisches Land unbe-
setzt blieb, steigerte das Ansehen der Kom-
munisten. Trotz ihrer Moskautreue konn-
ten sich die Kommunisten als konsequente
Verteidiger der nationalen Souveränität prä-
sentieren. Die KPC wurde bei den Wahlen
1946 mit 38 Prozent (im tschechischen Lan-
desteil mit 40 Prozent) zur stärksten Partei
im Land. Die parlamentarische Tradition
der KPC und der Slogan vom »spezifischen
Weg zum Sozialismus« verdeckten nach
außen den stalinistischen Kern der Partei.
Antikapitalistische Reflexe im Nachkriegs-
europa erleichterten auch in der Tschecho-
slowakei die Verstaatlichung der Großin-
dustrie und Banken. Fast 80 Prozent der
Wähler votierten für den Sozialismus. Das
Aufkommen des Kalten Krieges und der
Spaltung Europas und der Verzicht der
Tschechoslowakei auf den Marshallplan
1947 erleichterten den »kurzen Marsch« der
KPC an die Macht im Februar 1948.1

Der unblutigen Machtergreifung der
Kommunisten folgte sofort eine gewaltsa-
me Sowjetisierung des ganzen Landes. Die
Zwangsvereinigung der Sozialdemokratie
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mit der KPC, die Aufhebung des Parteien-
pluralismus, die restlose Verstaatlichung al-
ler Wirtschaftsunternehmen bis hin zu klei-
nen Gewerbebetrieben und eine rigorose
Zwangskollektivierung gingen mit einer
breit angelegten politischen Repression ein-
her. Das Land wurde mit Hunderten Ar-
beits- und Straflagern überzogen und die
Justiz in ein Unterdrückungsinstrument ver-
wandelt. Es gab Schauprozesse mit 233 To-
desurteilen aus politischen Gründen, rund
250000 politische Häftlinge, hinzu kommen
die dreimal so hohe Zahl sozial und beruf-
lich Verfolgter sowie rund 500000–750000
religiös diskriminierter Menschen. Insge-
samt wurden während der stalinistischen
Periode in der Tschechoslowakei zwei Mil-
lionen Personen politisch verfolgt oder dis-
kriminiert. Mit Familienangehörigen waren
zwischen sechs und acht Millionen Men-
schen betroffen, was bei einer Bevölkerung
von 14 Millionen eine ungeheure Dimen-
sion darstellt. Die vorhandenen zivilgesell-
schaftlichen Strukturen mußten beseitigt
und die demokratischen Widerstandspoten-
tiale gebrochen werden.

Die KPC-Führung reagierte auf Nikita
Chrušcevs Enthüllungen über die Verbre-
chen Stalins auf dem XX. Parteitag der
KPdSU mit Bremsmanövern. Die Nieder-
schlagung der ungarischen Revolution und
die Befriedung des polnischen Oktobers
1956 erleichterten es, daß die Entstalini-
sierung in der Tschechoslowakei ausblieb.
Trotz zaghafter Rehabilitierungen und Ent-
lassungen der ersten Opfer der Schaupro-
zesse blieb eine Rehabilitierung der meisten
Justizopfer aus. Die aus den Gefängnissen
entlassenen Opfer trugen in den sechziger
Jahren maßgeblich zu einer Desillusionie-
rung in den Reihen der KPC bei.

Trotz der Parteisäuberungen und Re-
pressionen der fünfziger Jahre blieb die
KPC mit 1,5 Millionen Mitgliedern eine
Massenpartei, in der zehn bis zwölf Prozent
der Bevölkerung organisiert waren – fast
doppelt soviel wie in Ungarn oder Polen.
Dadurch fanden gesellschaftliche Spannun-
gen leichter Eingang in die Machtstrukturen.
Auf der Suche nach der Überwindung der
Legitimationskrise, die durch die Entstalini-
sierung in der Sowjetunion ausgelöst wor-
den war, entstand ein ideologischer Moder-
nisierungsbedarf. Dieser wurde im Kon-
zept der »wissenschaftlich-technischen Re-
volution« gefunden. Nicht mehr der Klas-
senkampf war die Haupttriebkraft des hi-
storischen Fortschritts, sondern das ganze
Volk in der Entfaltung der gesellschaftlichen
Produktivkräfte trat nun an seine Stelle. Ein
Nebeneffekt dieser Ideologie war, daß der

Intelligenz eine größere gesellschaftliche Be-
deutung zuerkannt wurde. Empirische So-
zialforschung wurde zugelassen und lieferte
überzeugende Erkenntnisse über die Sy-
stemmängel. Mit Billigung der Parteifüh-
rung wurden Forschungsteams eingesetzt,
die sich mit den Folgen des wissenschaft-
lich-technischen Fortschritts, der Weiterent-
wicklung des politischen und des Rechtssy-
stems sowie mit einer Wirtschaftsreform
beschäftigten.2 Das extensive Wirtschafts-
wachstum bei gleichzeitiger Bevorzugung
der Schwerindustrie, die Unzulänglichkeiten
des dirigistischen Planungssystems, die sich
in Ineffizienz, Fehlallokation, im hohen
Material- und Energieverbrauch und in der
Behinderung von Innovation niederschlu-
gen, kulminierten 1963 in einer Wachstums-
krise. Um diese zu überwinden, verabschie-
dete die Regierung 1966 eine Wirtschaftsre-
form.

Auch auf geistig-kulturellem Gebiet gab
es einen Aufbruch. Die offen gewordene
Krise der stalinistischen Ideologie verstärkte
die desintegrativen Tendenzen im Marxis-
mus. In der Tschechoslowakei wurden nun
auch verstärkt nichtmarxistische Denkströ-
mungen (Existenzphilosophie, Struktura-
lismus, Psychoanalyse) sowie der westliche
Marxismus (Frankfurter Schule, die Praxis-
Gruppe, Antonio Gramsci) rezipiert, wo-
durch das marxistische Weltbild zuneh-
mend polymorph wurde. Auch der Dialog
mit dem Christentum wurde gesucht, die
humanistische Tradition von Tomáš G.
Masaryk und die Probleme der Moral und
Ethik im Sozialismus neu aufgegriffen. Die-
se Öffnung korrespondierte mit der damals
weltweiten Renaissance des Marxismus. Pa-
rallel wurden die starren ästhetischen Nor-
men des sozialistischen Realismus im Be-
reich der bildenden Kunst, der Literatur, des
Theaters und des Films unterlaufen und
zersetzt. In fast all diesen Bereichen bedeu-
teten die sechziger Jahre ein »goldenes Jahr-
zehnt« der tschechischen und slowakischen
Kultur. Mit der »Kafka-Konferenz« 1963
wurde der Partei ihr Anspruch streitig ge-
macht, im Bereich der Kunst und Literatur
politische Vorgaben zu machen. Die Kon-
flikte zwischen den Künstlern und den Par-
teibürokraten kulminierten auf dem IV.
Tschechoslowakischen Schriftstellerkongreß
1967, bei dem es zu einem offenen Zusam-
menstoß mit dem Parteiapparat kam.3

Der Siegeszug elektronischer Geräte und
die damit verbundene synchrone Verbrei-
tung von Musik, Film und kulturellen
Trends, des Geschmacks und der Mode
und die Erfindung der Pille, die zur nachhal-
tigen Veränderung des Sexualverhaltens

führte, lösten auch im Alltagsleben tiefgrei-
fende Veränderungen aus. Sie förderten die
blocküberschreitende Annäherung von Le-
bensstilen und die Entstehung einer Ju-
gendkultur: Der Minirock, die Blue Jeans
und die Beatles wurden zu Symbolen eines
gleichzeitig erlebten Weltgeschehens. Je-
weils war es auch ein moralischer Protest der
ersten Nachkriegsgeneration gegen das eige-
ne Establishment. Das Phänomen der Stu-
dentenproteste machte an der Grenze zu
Osteuropa keinen Halt. Es gab jedoch keine
vergleichbare antiautoritäre Revolte mit ge-
nerationsspezifischen Zügen (»Trau kei-
nem über dreißig«) wie in den westlichen
Ländern. Die Studenten bildeten einen selb-
ständigen Faktor der zivilgesellschaftlichen
Bewegung. Ihr Protest 1967, am Vorabend
des »Prager Frühlings«, gegen schlechte
Wohnbedingungen, die mit dem bekann-
ten Slogan »Wir wollen Licht!« politische
Bedeutung gewonnen hat, steigerte die Kri-
tik am alten Novotný-Regime.4

Die slowakische Frage
Die Mißachtung nationaler Besonderheiten
gehörte zum Charakter des kommunisti-
schen Regimes. Die nationalen Aspiratio-
nen der Slowaken wurden trotz der Aner-
kennung des Grundsatzes der Gleichheit
beider Nationen während der kommunisti-
schen Herrschaft nicht eingelöst. Der Ein-
fluß der Kommunisten in der Slowakei war
schwächer als im tschechischen Landesteil.
In den Wahlen 1946 erhielt die KP in der
Slowakei nur 30,6 Prozent, die bürgerliche
Demokratische Partei hingegen 62,5 Pro-
zent. Die Machtübernahme durch die
Kommunistische Partei wäre in der Slowa-
kei ohne Hilfe aus Prag nicht möglich gewe-
sen. Der Stalinismus und die Sowjetisierung
des ganzen Landes, die das Ende jeglicher
slowakischer Autonomie bedeuteten, wur-
den in der Slowakei häufig als eine neue
Form des Prager Zentralismus empfunden.
Die Schauprozesse gegen »slowakische bür-
gerliche Nationalisten« (Vladimír Clemen-
tis, Gustav Husák, Ladislav Novomeský)

Alexander Dubcek und Ludvík Swoboda im
»Frühling«1968. Quelle: Ústavu pro soudobé
dejiny (Institut für Zeitgeschichte).
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noch ein Jahr nach dem Tod von Stalin
symbolisierten das Fehlen der nationalen
Partizipation. Obwohl die Slowakei wäh-
rend der kommunistischen Herrschaft den
größten Modernisierungssprung in ihrer
neueren Geschichte durchmachte, wurde die
slowakische KP auf eine regionale Kraft re-
duziert. In der neuen Verfassung von 1960
wurden die Vollmachten des Slowakischen
Nationalrates faktisch an die Ministerien in
Prag übertragen. Die Liberalisierung in Poli-
tik, Wirtschaft und Gesellschaft fand in der
slowakischen Frage keine Entsprechung.
Dennoch gelang es dem seit 1963 an der
Spitze der slowakischen KP stehenden Ale-
xander Dubcek, gegen die Absicht des Par-
teichefs Antonín Novotný eine Hausmacht
aufzubauen. Er setzte sich für die Rehabili-
tierung der verurteilten slowakischen Kom-
munisten ein und schuf in der Slowakei ein
liberaleres Klima.5

Die inkonsequente Entstalinisierung
und die sichtbaren Defizite in Politik und
Wirtschaft trugen zur Bildung informeller
Öffentlichkeiten und strategischer Gruppen
innerhalb der Machtsphäre bei. Dieses kriti-
sche Potential bündelte sich gemeinsam mit
der slowakischen nationalen Opposition zu
einer Reformströmung in der Partei und

errang um die Jahreswende 1967/68 im
Machtzentrum die Oberhand.

Der Reform- und
Demokratisierungsprozeß .
Der »Prager Frühling« war ein dreifacher
Prozeß: eine Selbsttransformation und Mo-
dernisierung der Machtsphäre, eine soziale
Bewegung, die eine Demokratisierung des
Landes anstrebte, und eine nationale Eman-
zipationsbewegung in der Slowakei. Er war
nicht das Produkt einer plötzlichen wirt-
schaftlichen oder politischen Krise, sondern
ein kumulatives Ergebnis. Ihm ging eine
Desillusionierung großer Teile der kommu-
nistischen Eliten über die Natur der Sowjet-
union und des eigenen Regimes voran. Sei-
ne relativ geschlossene Reformprogramma-
tik, die günstigen wirtschaftlichen Aus-
gangsbedingungen, die einsetzenden Ent-
spannungsbemühungen zwischen Ost und
West, vor allem sein systemverändernder,
jedoch nicht systemsprengender Charakter
schienen gute Voraussetzungen für eine
Demokratisierung und eine Lockerung des
Satellitenstatus des Landes sowie der starren
Blockbeziehung in Europa zu bilden.

Die acht Monate des »Prager Frühlings«
waren vom Ringen der Reformer mit den

konservativen Kräften in der Partei, von der
Bildung einer unabhängigen Öffentlichkeit,
von der entscheidende demokratische Im-
pulse ausgingen, und von der sowjetischen
Bedrohungskulisse geprägt.

Die programmatischen Dokumente des
Reformprozesses, das »Aktionsprogramm
der KPC«6 und das Regierungsprogramm
vom April 1968 vermittelten das Bild eines
umfassenden Umbaus des bestehenden Sy-
stems. Programmatisch strebten die Refor-
mer eine Verknüpfung der zentralen Pla-
nung mit dem Markt an. Die Eindämmung
der Schwerindustrie zugunsten innovativer
Wirtschaftszweige und einer an den Bedürf-
nissen der Bürger orientierten Konsumin-
dustrie war vorgesehen. In den Betrieben
sollten Mitbestimmung und Selbstverwal-
tung der Beschäftigten eingeführt werden.

Die Reform des politischen Systems
zielte auf eine Demokratisierung der Partei,
des Staates und der Gesellschaft auf der
Grundlage des Interessenpluralismus. Zwar
sollte die führende Rolle der Kommunisti-
schen Partei beibehalten, aber ihr bisheriger
Dirigismus auf programmatische und kon-
zeptionelle Aufgaben reduziert werden. Die
Regierung sollte gegenüber der Parteifüh-
rung mehr Selbständigkeit erhalten und vom
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Parlament kontrolliert werden. Der Staatssi-
cherheitsdienst (StB) sollte nicht mehr in die
Innenpolitik eingreifen und das Innenmi-
nisterium vom Parlament kontrolliert wer-
den.

Die »Nationale Front«, ein bewährter
Transmissionsriemen der Partei, mit dem
die nichtkommunistischen Parteien und alle
gesellschaftlichen Verbände unter der Kon-
trolle der KP gehalten wurden, sollte erneu-
ert und zum Ort eines Dialogs mit den
Nichtkommunisten werden. Allerdings
wollte man nichtkommunistische Parteien
nicht sofort zulassen, und die Vorstellung,
daß nichtkommunistische Parteien im
Wahlkampf die Systemfrage stellen könn-
ten, lag jenseits der reformkommunisti-
schen Programmatik. Gewerkschaften, Be-
rufs- und Interessenverbände sollten mehr
Autonomie erhalten. In Verbindung mit
dem Selbstverwaltungsprinzip sollten die
Zivilgesellschaft gestärkt und die Interes-
sengruppen direkter als über die Parteien
ihre Interessen artikulieren und wahrneh-
men können.

Das Prinzip der Gewaltenteilung wurde
anerkannt, die Gerichte sollten von der poli-
tischen Macht unabhängig, die Stellung der
Richter und Anwälte gestärkt werden. Die
Vollmachten der Staatsanwaltschaft, die
zugleich den Rechtsvollzug kontrollierte,
sollten beschnitten und künftig durch die
Schaffung eines Verfassungs- und Verwal-
tungsgerichts ersetzt werden. Öffentliche
Diskussionen über die Humanisierung des
Strafvollzugs und die Abschaffung der To-
desstrafe wurden vom neuen Justizmini-
ster mit angestoßen. Einen zentralen Platz
hatte die gesetzliche Rehabilitierung der Op-
fer politischer Verfolgung. Die Religions-
freiheit und die Rechte der nationalen Min-
derheiten – zum ersten Mal auch der deut-
schen – sollten gewährleistet werden. Eine
Neufassung des Versammlungs- und Ver-
einigungsrechts sowie eines Wahlgesetzes
wurden angekündigt. Die Universalität der
Menschenrechte wurde anerkannt. Die Be-
ziehungen zwischen den Tschechen und
Slowaken mündeten in eine komplette Ver-
fassungsreform und die Verwandlung des
Staates in eine Föderation.

Die Abschaffung der Zensur ermöglich-
te die Existenz einer unabhängigen Öffent-
lichkeit, die zur Triebkraft der Demokrati-
sierung wurde und die Wiedergeburt der
Zivilgesellschaft ermöglichte.

Der noch nicht so sichtbare zivilisatori-
sche Rückfall gegenüber dem Westen, der
vorökologische Wachstums- und Technik-
fetischismus, bestärkte den Glauben an eine
langfristige Konvergenz der Systeme in Ost

und West. Der Ausbau des Wohlfahrtsstaa-
tes im Westen und die Demokratisierung
im Osten schienen diese Perspektive der Sy-
stemannäherung zu stützen. Ideologisch
befand sich der Prager Frühling auf der
Höhe des zeitgenössischen Irrtums. Die da-
maligen Reformvorstellungen gingen da-
von aus, daß durch die Verstaatlichung und
soziale Umwälzung nach 1948 eine andere,
»historisch« nicht mehr revidierbare, Gesell-
schaftsstruktur entstanden sei. Gerade weil
sie es glaubten, trauten sich die Reformer
auch, »mehr Demokratie zu wagen«.

Außen- und Sicherheitspolitik
In der Außen- und Sicherheitspolitik erfolg-
te keine radikale Wende. Es wurde aber eine
Reihe qualitativer Schritte unternommen,
die zu einer Entideologisierung, Öffnung
und Modifikation der tschechoslowaki-
schen Außenpolitik führten. Im Warschau-
er Pakt und in der kommunistischen Welt-
bewegung strebten die Reformer eine gleich-
berechtigte Partnerschaft an. Gemäß dem
Diktum »Einheit durch Vielfalt« des italieni-
schen KP-Führers Palmiro Togliatti sollten
sowohl die blockinternen als auch die in-
ternationalen Beziehungen unter den kom-
munistischen Parteien und Bewegungen
pluralisiert werden. Die UN-Charta wurde
zum integralen Bestandteil der Auffassung
von Souveränität und Nichteinmischung
auch unter den sozialistischen Staaten. Jedes
Land sollte die »ausschließliche Verantwor-
tung« für den Sozialismus im eigenen Land
tragen – eine Formel, die das genaue Gegen-
teil zu der in Moskau, Ostberlin, Warschau
und Sofia verkündeten Pflicht aller soziali-
stischen Staaten war, den Sozialismus in je-
dem Land kollektiv zu verteidigen, die spä-
ter als Breznev-Doktrin in die Geschichtsan-
nalen eingehen sollte. Die Reformer streb-
ten bessere Kontakte zu sozialistischen und
sozialdemokratischen Parteien an und wa-
ren bemüht, die bisherige Ausgrenzung Ju-
goslawiens zu überwinden.

Die Europapolitik bildete das Kern-
stück der neuen Außenpolitik. Koopera-
tion statt Konfrontation war das Motiv der
künftigen Beziehungen zwischen Ost- und
West. Bessere Beziehungen zu den Nach-
barn Bundesrepublik Deutschland und
Österreich, die Schließung von Nichtan-
griffsabkommen mit einigen westeuropäi-
schen Staaten oder Gewaltverzichtsabkom-
men mit potentiellen Gegnern (Bundesre-
publik, Frankreich, Österreich) waren ge-
plant. Ein Memorandum der Militärakade-
mie in Prag rührte an einem weiteren Tabu.
Darin hieß es, daß die Sicherheitsinteressen
der Tschechoslowakei nicht mit der Militär-

doktrin der UdSSR in allen Punkten dek-
kungsgleich seien. Mehr Eigenverantwor-
tung im Warschauer Pakt, Kriegsverhütung,
Abbau von Spannungen und Abrüstungs-
bemühungen galten als vorrangige Sicher-
heitsinteressen der Tschechoslowakei. Ob-
wohl nur ein Positionspapier und kein Re-
gierungsdokument, wurde klar, daß selbst
eine als konservativ geltende und hierar-
chisch gegliederte Staatsorganisation wie die
Armee vom Reformgeist erfaßt worden
war.

In internationalen Konflikten wie dem
Vietnam-Krieg blieb die offizielle Politik
konform zur sowjetischen Haltung. Gegen-
über der US-Administration unternahmen
die Reformer keine Annäherungsversuche
und hegten keine Hoffnungen auf westliche
Hilfe im Falle eines Konfliktes mit der
UdSSR.

Die Machtsphäre
Die praktische Umsetzung der Reformvor-
haben blieb allerdings weitgehend aus. Bis
zur militärischen Intervention im August
1968 wurden nur zwei wichtige Gesetze –
die Abschaffung der Zensur und das Reha-
bilitierungsgesetz – verabschiedet. Einige
Gesetze wie die Einführung der Fünf-Tage-
Woche, die Anhebung der Mindestrenten,
die Verlängerung des Mutterschaftsurlaubs,
die in ersten Tarifverhandlungen zwischen
den Gewerkschaften und der Regierung aus-
gehandelte Anhebung der Reallöhne wie
auch die gewährte Freizügigkeit, die es den
Bürgern nun erlaubte, fast ungehindert in
das westliche Ausland zu reisen, zeugten
davon, daß der Slogan vom »Sozialismus
mit menschlichem Antlitz« keine bloße
Phrase war.

Die Machtstrukturen und die Partei blie-
ben während der acht Monate weitgehend
unverändert. Nur die höchsten Organe wur-
den teilweise umbesetzt. Selbst im Partei-
präsidium verfügten die konservativen Mit-
glieder über eine nominelle Mehrheit. Zu
keinem Zeitpunkt war die Parteispitze poli-
tisch homogen. Von den rund 250000 No-
menklaturastellen wurden nur rund hun-
dert führende Funktionäre ausgewechselt.
Neue Gesichter gab es vor allem in den
Kreis- und Bezirksausschüssen der KPC
nach den geheimen Wahlen im Juni und
Juli 1968, bei denen 71 Prozent der Partei-
kader ausgetauscht wurden.7 Die Parteiaus-
schüsse wurden autonomer und begannen
sich auch horizontal zu vernetzen. Sie bilde-
ten ein Gegengewicht zu dem konservativ
dominierten Zentralkomitee und erzwan-
gen die Einberufung des außerordentlichen
Parteitages der KPC.
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Die ungenügende machtpolitische Absi-
cherung des Reformkurses ergab sich aus
dem anfänglichen Bestreben nach einem In-
tegrationskurs und aus der Ablehnung un-
demokratischer Mittel durch die Reformer.
Erst der Parteitag sollte eine demokratische
Erneuerung mit sich bringen. Nach parteiin-
ternen Erhebungen unterstützten rund 80
Prozent der Parteimitglieder den offiziellen
Parteikurs. Der allgemeine Demokratisie-
rungstrend fand auch innerhalb der Partei-
struktur Niederschlag. Neue Parteistatuten
sahen die Aufhebung des Fraktionsverbots
vor.

Die Zivilgesellschaft
Die stärkste politische und moralische Hy-
pothek des Regimes war die brutale Repres-

sion in den fünfziger Jahren. Die Auseinan-
dersetzung mit dem Terror des Stalinismus
(1948–1955) wurde ein zentrales Thema des
»Prager Frühlings«. Die Bürgerinitiative der
politischen Häftlinge, der Klub »K-231«,
benannt nach dem berüchtigten Gesetz Nr.
231/1948 Sb., mit dem der politische Terror
legalisiert worden war, zählte rund 100000
Mitglieder und bot der Kommunistischen
Partei den Dialog an. Da auch viele promi-
nente Reformkommunisten zugleich poli-
tische Opfer der Schauprozesse gewesen
waren, konnte in der Rehabilitierungsfrage
eine gemeinsame Sprache gefunden werden.
Eine Versöhnung schien im Gang zu sein,
wenngleich zwischen den Kommunisten
und ihren ehemaligen Opfern auch Miß-
trauen herrschte.

Das Entstehen einer unabhängigen Öf-
fentlichkeit förderte die Entfaltung von un-
abhängigen Initiativen. Der »Klub engagier-
ter Parteiloser« (Klub angazovaných nestraníku,
KAN), ein Diskussionsforum der Nicht-
kommunisten, organisierte sich unter Be-
zug auf die Menschenrechte als eine eigen-
ständige politische Kraft neben der KPC.
Im Geiste einer freiwilligen Selbstbeschrän-
kung angesichts der sowjetischen Drohun-
gen stellte diese Bürgerinitiative nicht die
Systemfrage, sondern konzentrierte sich auf
die Gleichstellung von Parteilosen in der
Gesellschaft. Für die Verankerung der Men-
schenrechte in der Verfassung setzte sich
eine neugegründete Gesellschaft für Men-
schenrechte (Spolecnost pro lidská práva) ein, der
auch führende Reformkommunisten ange-
hörten. Eine Herausforderung für die Re-
formkommunisten stellte die Neugrün-
dung der Sozialdemokratie dar. Durch den
äußeren Druck wurde diese politische Aus-
differenzierung eingedämmt. Auch die
Blockparteien, die Volkssozialisten und die
christlich orientierte Volkspartei erneuerten
ihre Programmatik und rekrutierten neue
Parteimitglieder. Die katholische »Bewe-
gung der Konzilerneuerung« versuchte lan-
desweit die Anstöße des II. Vatikanischen
Konzils in die Praxis umzusetzen. In der
Slowakei wurde die bisher verbotene grie-
chisch-katholische Kirche zugelassen.

Die Gewerkschaften strebten nach Au-
tonomie. In den Betrieben kam es zur
Gründung von Arbeiter- und Beschäftig-
tenräten, die die Selbstverwaltung der Fir-
men und Unternehmen umsetzen wollten.
Intellektuelle, Künstler und Journalisten
bauten die formelle Autonomie ihrer Inter-
essenverbände zu einer realen um. Das Or-
gan des Schriftstellerverbandes Literární novi-
ny, nach seinem zeitweilligen Verbot als Li-
terární Listy wieder erschienen, entwickelte
sich mit einer Auflage von 130000 Exem-
plaren zu einem selbständigen kulturpoliti-
schen Faktor in der Gesellschaft. Zeitschrif-
ten wie der Reportér oder der Student wurden

Der »Klub der engagierten Parteilosen« am 1.
Mai 1968. Quelle: Ústavu pro soudobé dejiny
(Institut für Zeitgeschichte).
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zum Sprachrohr radikaler Kritik an den
Halbheiten des reformkommunistischen
Kurses. Selbst das Parteiorgan Rudé právo
wollte nicht mehr nur die Stimme des Par-
teipräsidiums und des Zentralkomitees,
sondern die der ganzen Partei sein. Der
Rundfunk und das Fernsehen stellten sich
von Anfang an hinter Dubceks Reformkurs
und wurden zu Medien der kritischen Öf-
fentlichkeit.

Nicht Demokratisierung, sondern De-
mokratie lautete die Formel der radikalde-
mokratischen Kritik, die von so unter-
schiedlichen Intellektuellen wie dem marxi-
stischen Philosophen Ivan Sviták oder dem
nichtkommunistischen Dramatiker Václav
Havel postuliert wurde. Der spektakulärste
Ausdruck der unabhängigen Öffentlichkeit
war das Manifest Zweitausend Worte vom
Juni 1968, in dem namhafte Intellektuelle
und Künstler die Bürger zu Zivilcourage,
Selbstorganisation und zur Mobilisierung
gegen eine drohende politische Restauration
aufriefen. Der Reformkurs wurde begrüßt,
die Kommunistische Partei hart kritisiert,
aber zugleich boten die Signatare angesichts
der politischen Einmischung und Bedro-
hung von außen »unserer Regierung« an, »dass
wir hinter ihr stehen, wenn nötig in Waffen, solan-
ge sie das tun wird, wofür wir ihr unser Mandat
gegeben haben«.8

Da zu keiner Zeit des »Prager Frühlings«
eine wirklich demokratische Vertretung der
Bürger existierte, wurde hier eine Wunsch-
vorstellung mit der Realität verwechselt. Die
politische Hegemonie der aufgeklärten Re-
formkommunisten korrespondierte mit
Meinungsmehrheiten in der Bevölkerung.
Der Sozialismus wurde nicht hinterfragt,
und die KPC genoß trotz ihrer Vergangen-
heit ein recht hohes Ansehen. Im April 1968
vertrauten zwischen 42 bis 53 Prozent der
KPC, in Zeiten der unmittelbaren Bedro-
hung von außen stieg der Anteil bis auf 82
Prozent. Nur fünf Prozent der Bürger spra-
chen sich für die Wiederherstellung des Ka-
pitalismus aus, 89 Prozent waren für die
Fortsetzung der sozialistischen Entwick-
lung.9

Die Slowakei
In der Slowakei entwickelte sich die Lage
anders als im tschechischen Landesteil. Nach
der Wahl des ersten Slowaken Alexander
Dubcek zum Parteichef übernahm der dog-
matische Neostalinist Vasil Bil’ak die Füh-
rung der slowakischen KP, und es gelang
ihm, den Reformprozeß abzubremsen.
Das Programm der slowakischen KP wurde
in konservativerem Geist verfaßt und profi-
lierte sich national. Gustav Husák, ein Opfer

des politischen Feldzugs gegen den »slowa-
kischen bürgerlichen Nationalismus« in den
fünfziger Jahren, wurde als stellvertretender
Regierungschef mit der Vorbereitung der
Föderalisierung des Landes betraut. Diese
sollte den fälligen nationalen Ausgleich
zwischen den Tschechen und den Slowaken
zu Wege bringen. Seine Biographie machte
ihn zum natürlichen Sprecher der slowaki-
schen Kommunisten. Die slowakische Seite
drängte auf die Bildung einer paritätischen
Föderation. Die nationale Souveränität soll-
te verfassungsrechtlich ebenso verankert
werden wie ein Majorisierungsverbot durch
die bevölkerungsreichere tschechische Na-
tion. Die Föderation wurde zum 50. Ge-
burtstag der Gründung der Tschechoslowa-
kei am 28. Oktober 1968 ausgerufen.

Zuvor beherrschte eine zuweilen schola-
stische Debatte darüber, ob erst die Demo-
kratisierung Voraussetzung für eine Födera-
lisierung schaffe oder umgekehrt, die tsche-
cho-slowakische politische Diskussion. Die
Entfremdung zwischen den tschechischen
und slowakischen Intellektuellen wurde
beim Verfassen des Manifests Zweitausend
Worte deutlich. Es war eine rein tschechische
Angelegenheit. Slowakische Nationalkom-
munisten kritisierten das Manifest, weil es in
ihren Augen die Anarchie und politische
Verantwortungslosigkeit förderte. Sie orga-
nisierten ein Gegenmanifest eines Teils der
slowakischen Intellektuellen und Künstler,
in dem der tschechische Paternalismus kriti-
siert und die volle nationale Gleichberechti-
gung der Slowaken unterstrichen wurden.10

Der tschecho-slowakische Dissens wur-
de durch die militärische Okkupation des
Landes zeitweilig verdeckt. Die Woche des
gesamtnationalen, zivilen Widerstandes ge-
gen die Okkupation des Landes am 21. Au-
gust 1968 war die »tschechoslowakischste«
Woche in der Geschichte der gemeinsamen
Staatlichkeit. Die nationale Auseinanderset-
zung brach im Herbst 1968 wieder auf, als es
Husák gelang, mit nationalen Argumenten
einen führenden Reformer, Josef Smrkov-
ský, der dem Kreml ein politischer Dorn im
Auge war, von seinem Posten zu verdrän-
gen. Die Föderalisierung blieb am Ende die
einzige Reform, die das Jahr 1968 überlebte.
Allerdings wurde im Zuge der »Normalisie-
rungspolitik« unter Husák eine formelle na-
tionale Gleichheit innerhalb eines zentrali-
stischen Unterdrückungsregimes und keine
nationale Gleichberechtigung hergestellt.

Intervention und Restauration
Der politische Realismus der Reformer be-
zog sich nur auf die innenpolitischen, aber
nicht auf die außenpolitischen Faktoren. Die

sowjetische Sicherheitspolitik gegenüber ih-
ren Satellitenländern war auf Systemidenti-
tät aufgebaut. Obwohl die Reformer die
Blockloyalität ihrer Außenpolitik betonten
und nicht einmal leise über die Möglichkeit
einer Neutralität oder gar eines Austritts aus
dem Warschauer Pakt nachdachten, wurde
der »Sozialismus mit menschlichem Ant-
litz« von den Partei- und Staatsführungen
der »Bruderländer« als eine »schleichende
Konterrevolution« klassifiziert und mit Ge-
walt gestoppt. Die realistische Einschätzung
im Kreml, daß in der damaligen Tschecho-
slowakei der Systemwandel mit Hilfe der
kommunistischen Partei nicht mehr zu-
rückzudrehen sei, führte schließlich zur Mili-
tärintervention vom 21. August 1968.

Eine massive und prinzipielle Kritik am
Reformkurs der Prager Führung hatte
schon beim ersten Treffen der Parteispitzen
unter Ausschluß Rumäniens in Dresden im
März 1968 eingesetzt. Noch bevor der de-
mokratische Durchbruch für die Öffentlich-
keit sichtbar wurde und vor der Annahme
des Aktionsprogrammes der KPC, qualifi-
zierten Leonid Breznev, Wladislaw Gomul-
ka, Todor Zivkov und Walter Ulbricht die
Entwicklung in der Tschechoslowakei als
eine »Konterrevolution«. Es kam zur Bil-
dung einer Anti-Reform-Allianz innerhalb
des Warschauer Paktes, der fünf Länder –
die Sowjetunion, die DDR, Polen, Bulga-
rien und Ungarn – angehörten. Rumänien
wurde als Problemland ausgegrenzt. Seit
Mai 1968 entwickelte diese Fünferkoalition
eine planmäßige, konzertierte Restaura-
tionsstrategie mit dem Ziel, die Dubcek-
Führung unter Druck zu setzen, die militäri-
sche Option vorzubereiten und die Suche
nach einer kollaborationswilligen Gruppe
innerhalb der KPC-Führung zu forcieren.
Der offene Bruch zwischen Prag und der
Fünferkoalition Mitte Juli 1968 in Warschau
leitete eine neue Phase der sowjetischen Es-
kalationspolitik ein. Die militärische Option
rückte ins Zentrum der sowjetischen Re-
staurationsstrategie. Die bilateralen Ver-
handlungen in Cierná und das anschließen-
de Kollektivtreffen in Bratislava Anfang
August 1968, auf dem die »gemeinsame
Pflicht« der versammelten Länder, »den So-
zialismus zu verteidigen«, verkündet wurde,
waren die letzten Versuche der Anti-Re-
formallianz, die Systemreform durch Druck
auf die tschechoslowakische Führung zu
stoppen. Als nach diesem Treffen eine sol-
che radikale Wende ausblieb, faßte das Polit-
büro der KPdSU am 17. August den Be-
schluß, in der Tschechoslowakei militärisch
zu intervenieren. Der ursprüngliche Plan ei-
nes quasi-legalen, von der konservativen
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Mehrheit der Parteiführung und des Zen-
tralkomitees der KPC ausgeführten Macht-
umsturzes und einer anschließenden Legali-
sierung der »brüderlichen Hilfe« scheiterte
am zivilen und institutionellen Widerstand
in der CSSR.

Der zivile Widerstand im August 1968
war eine der erfolgreichsten zivilen Wider-
standsaktionen des 20. Jahrhunderts. Der
gesamtnationale aktive und gewaltfreie Wi-
derstand hatte die militärische Besatzung in
die Sackgasse geführt. Die militärische Ok-
kupation stieß zunächst ins Leere. Die Pan-
zer und Divisionen standen im Land, doch
das Militär hatte nicht einmal die Hoheit
über die Massenmedien errungen. Die
Truppen wurden ignoriert. Die Konterre-
volution war überall und nirgendwo. Nur
die Kommunistische Partei berief in Prag
den Parteitag ein. Die Arbeiter schützten sie
vor dem Zugriff der Bruderparteien. Die
CSSR war ein besetztes Land ohne ein Ok-
kupationsregime. Polens Parteichef Go-
mulka brachte es auf den Punkt: »Wir haben
sie mit der Intervention überrascht, und sie haben
uns mit ihrem Widerstand überrascht.« 11 Zum
ersten Mal in der Geschichte der sowjeti-
schen Militärinterventionen und »brüderli-
chen Hilfen« scheiterte die Legitimierung der
Aggression. Allein die Demaskierung der
Sowjetunion vor der Weltöffentlichkeit hat-
te historische Bedeutung. Die politische Pla-
nung der Intervention war gescheitert, die
Intervention war in eine Sackgasse geraten.

Zum Prager Frühling gehört auch sein
Ende. Es begann mit der Unterschrift der
Reformer unter das Moskauer Diktat, das
erpreßt worden war und an die Erfahrung
der politischen Schauprozesse in den fünfzi-
ger Jahren erinnerte. Mit der Ausnahme von
František Kriegel unterschrieben die Refor-
mer in Moskau ihr »Geständnis«. Sie kehr-

ten heim, ließen sich feiern und erklärten, sie
hätten die Reformsubstanz in Moskau ret-
ten können. Die prosowjetischen Kollabo-
rateure behielten ihre Posten, die meisten
Reformer ebenfalls, die Presse blieb vorerst
unzensiert, und im Lande herrschte noch
keine Angst. Die Illusionen wuchsen, und
die Verehrung der Reformer erreichte ihren
Höhepunkt erst nach der Intervention. Ein
ganzes Jahr lang dauerte die von den re-
formkommunistischen Idolen betriebene
Autorestauration. Nachdem sie zuerst
durch ihre Unterschrift in Moskau die mili-
tärische Okkupation des Landes legalisiert
hatten, verwandelten die Reformer nach ih-
rer Rückkehr den Charakter des Konfliktes.
Standen sich in den Augusttagen eine mili-
tärische Okkupationsmacht und eine nahe-
zu geschlossene Front des gesamtnationa-
len Widerstandes gegenüber, so befanden
sich nun viele Menschen in der tschechoslo-
wakischen Bevölkerung in einem Konflikt
zwischen der Loyalität zur eigenen Reform-
führung und der Verteidigung der erreich-
ten Freiheiten. Die erpreßten Reformer ba-
ten bei jeder Krise und jeder weiteren Ein-
schränkung demokratischer Freiheiten die
Bevölkerung um Unterstützung, um ein
»Blutbad« zu verhindern. Das war de facto
ein Demobilisierungs- und Demoralisie-
rungsprogramm für die ganze Nation. Die
Niederlage des Prager Frühlings kam nicht
plötzlich, sondern scheibchenweise, und ih-
ren schwierigsten Teil erledigten die Refor-
mer selbst.

Die personelle Erneuerung war 1968
nicht weit vorangeschritten. In den höch-
sten Machtorganen, dem Zentralkomitee
und dem Parteipräsidium, hatten konserva-
tive Parteimitglieder bis zur August-Inter-
vention nominell die Mehrheit inne. Das
erklärt die gleitenden Übergänge in die poli-

tische Restauration 1968/69, die fast kampf-
los verliefen. Jede Entwicklungsphase fand
ihre personelle Repräsentation aus den Rei-
hen derselben Kommunistischen Partei.
Dies war demoralisierender, als es ein verlo-
rener Kampf gewesen wäre. Die Enttäu-
schung über die Haltung der politischen
Klasse, welche die Opferbereitschaft der
Bürger ausgeschlagen hatte, mündete in die
Verzweiflungstat des Studenten Jan Palach,
der sich aus Protest gegen die unwürdige
Selbstdestruktion der Reformer auf dem
Wenzelsplatz in Prag verbrannte.12 Das be-
schämende Zeugnis der Zersetzung re-
formkommunistischer politischer Sub-
stanz stellten die sogenannten »Knüppelge-
setze« am ersten Jahrestag der Okkupation
des Landes dar, die einem vorübergehenden
Kriegsrecht in Kleinformat gleichkamen.
Diese Sondergesetze, die es möglich mach-
ten, daß Demonstranten im Schnellverfah-
ren verurteilt wurden, hatten drei Idole des
Prager Frühlings, Svoboda, Cerník und
Dubcek, unterzeichnet. Von nun an richte-
ten sich die großen Massenproteste nicht
mehr gegen den äußeren Aggressor, son-
dern gegen das eigene Regime. Die größten
Massenproteste seit der kommunistischen
Machtergreifung, bei denen es fünf Tote
und Hunderte von Verletzten gab, ließen
den »zweiten August« 1969 zum Symbol
der Autorestauration werden.

Resignation, Zynismus, Emigration,
Flucht ins Private und äußere Kollaboration
mit dem Regime prägten die folgenden
zwanzig Jahre des Husák-Regimes. Dieses
war neostalinistisch, repressiv und primitiv.
Mit seinen Repressionen verwandelte es das
Land in eine Kulturwüste. Alle Reformge-
danken wurden aus der Partei verbannt. Im
Unterschied zu den Nachbarländern glich
die Tschechoslowakei einem Museum des
Kommunismus, in dem Václav Havel noch
1989 im Gefängnis saß.

Der Streit um das Erbe
des »Prager Frühlings«
Der »Prager Frühling« 1968 ist nach dem
Zusammenbruch des Kommunismus

Eine Versammlung des »Klub 231« (»Klub
politischer Häftlinge«). Die Proponenten for-
derten die Untersuchung des Todes von Jan
Masaryk 1948. Quelle: Ústavu pro soudobé
dejiny (Institut für Zeitgeschichte).
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1989 zu einem umstrittenen Schlüsselereig-
nis der modernen Geschichte der Tschechen
und Slowaken geworden. Hatte die Umar-
mung von Václav Havel und Alexander
Dubcek während der »samtenen Revolu-
tion« 1989 für kurze Zeit den Anschein er-
weckt, als würden der demokratische Durch-
bruch von 1968 und der historische Zusam-
menbruch des Kommunismus in Ost-
europa zwei Fluchtpunkte eines einheitli-
chen Freiheitskampfes bilden, geriet der
»Prager Frühling« bald in den Strudel politi-
scher Instrumentalisierung.

In Tschechien begegneten nach 1989
Teile der neuen politischen Eliten und Mei-
nungsführer in den Medien dem »Prager
Frühling« mit Verachtung. Während in Eu-
ropa die Niederschlagung des Prager Früh-
lings als eine nationale, tschechoslowakische
Tragödie betrachtet wird, hörte man nach
1989 aus Tschechien Stimmen, die im Pra-
ger Frühling vor allem einen Kampf der
kommunistischen Fraktionen untereinan-
der sahen. Alexander Dubcek, zu seinen
Lebzeiten fast in der ganzen Welt als Sym-
bol des Freiheitswillens gefeiert, mit Aus-
zeichnungen in Europa und den USA in
einem Atemzug mit Nelson Mandela ge-
nannt, als Kämpfer für Menschenrechte

und Vorkämpfer der friedlichen Revolutio-
nen von 1989 geehrt, wurde in Tschechien
zu Beginn der neunziger Jahre vom Parla-
mentsvorsitzenden Milan Uhde mit einem
menschlich netten »Straflageraufseher« ver-
glichen.13 Jüngere Journalisten meinten, nur
noch Historiker würden sich für die blutigen
und unblutigen ideellen Streitigkeiten, die
Hitler, Goebbels, Strasser oder Trockij, Sta-
lin, Dubcek und Tito untereinander geführt
hatten, interessieren.14 Etwas differenzierte-
re Stimmen konzedieren den damaligen Re-
formern Bemühungen um mehr Mensch-
lichkeit, bescheinigen ihnen zugleich eine il-
lusorische, inkonsistente und schwächliche
Politik, nach dem August 1968 sogar Verrat
nationaler Interessen. Die Hauptbedeutung
des »Prager Frühlings« erblicken sie in sei-
nem Scheitern, weil damit endgültig sowohl
die Illusion der Reformierbarkeit des kom-
munistischen Systems als auch die Utopie
eines dritten Weges zwischen dem Kapita-
lismus und dem Kommunismus begraben
worden sei.

Mit dem provokativen Bonmot von
Václav Klaus: »Alle dritten Wege in der Wirt-
schaft führten in die dritte Welt.« 15 wurde ge-
gen das Erbe von 1968 und gegen sozialde-
mokratische Transformationskonzepte zu

Felde gezogen. Eine weitere Delegitimie-
rung des »Prager Frühlings« vollzog sich im
Zuge der rechtlichen Auseinandersetzung
mit dem Erbe der kommunistischen Dikta-
tur. Im sogenannten Lustrationsgesetz von
1991, im »Gesetz über den verbrecherischen
und rechtswidrigen Charakter des kommu-
nistischen Regimes« aus dem Jahr 1993 und
dem »Gesetz zur Errichtung des nationalen
Instituts für das Studium totalitärer Re-
gime« von 2007 wurde der Reformkommu-
nismus endgültig zu einem Teil des totalitä-
ren Systems erklärt. Es ist verständlich und
legitim, wenn ehemalige Mitarbeiter des
Staatssicherheitsdienstes und höhere Partei-
funktionäre vom Staatsdienst ferngehalten
werden. Weniger einsichtig ist es, daß Ale-
xander Dubcek nach dem Lustrationsgesetz
nicht einmal Botschafter in der Türkei, wo-
hin ihn einst das Husák-Regime nach seiner
Entmachtung im Jahr 1969 in Verbannung
geschickt hatte, werden durfte.

Bekannte Intellektuelle von 1968 wie
Karel Kosík, Jirí Pelikán oder Eduard Gold-
stücker bescheinigten dem neuen liberal-
konservativen Establishment im Gegen-
zug, es verhalte sich dem Prager Frühling
gegenüber nicht anders, als das Husák-Re-
gime es seinerzeit getan habe. Der Prager
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Die Staats- und Regierungsspitze 1968 (von
links nach rechts): František Kriegel, Josef
Smrkovský, Ludvík Svoboda und Alexander
Dubcek. Quelle: Ústavu pro soudobé dejiny
(Institut für Zeitgeschichte).

Rechtsstaates, die Gewährleistung elemen-
tarer Menschenrechte, die Herstellung der
Grundlagen für die Meinungs-, Versamm-
lungs- und Vereinigungsfreiheit führten
trotz der Beibehaltung des Führungsan-
spruchs der Kommunistischen Partei in ih-
rer Logik zu einer Transformation des Sy-
stems. Dabei waren Konflikte zwischen der
Kommunistischen Partei und der Gesell-
schaft nicht nur möglich, sondern sehr
wahrscheinlich. Dubcek lehnte es jedoch ab,
Gewalt bei innenpolitischen Konflikten an-
zuwenden. Die Reformer fanden einen rea-
listischen politischen und institutionellen
Übergang zur gesamtgesellschaftlichen Ver-
änderung. Sie wollten das System reformie-
ren, modernisieren und demokratisieren,
nicht jedoch sprengen. Eine Spaltung der
Gesellschaft entlang der Linie der Parteizu-
gehörigkeit war in den sechziger Jahren für
gesellschaftliche Konflikte nicht mehr ent-
scheidend und schwächte sich 1968 weiter
ab. Normative Einstellungen zwischen Par-
teimitgliedern und Nichtkommunisten wi-
chen in so grundsätzlichen Fragen wie der
Notwendigkeit des Parteienpluralismus
kaum voneinander ab. 90 Prozent der Be-
völkerung und der Parteimitglieder spra-
chen sich dafür aus. Die in Gang gesetzte
Pluralisierung und Demokratisierung lief
auf eine Systemtransformation hinaus, die
weit über die ursprünglichen Ziele der Re-
former reichte und ohne Gewalt nicht mehr
zu stoppen gewesen war.

Der Prager Frühling veränderte nachhal-
tig den öffentlichen Gebrauch der Sprache.
Der »Gänsemarsch der Phrasen« (Ernst
Bloch) wurde von nicht vorbereiteter freier
Rede abgelöst. Das Gewissen und die indi-
viduelle Verantwortung wurden zentrale
Kategorien des zeitgenössischen Diskurses.
Den Primat der Lebenswelt vor der Ideolo-
gie hatte gleich zu Beginn des Reformpro-
zesses der Schriftsteller Ludvík Vaculík auf
die Formel gebracht, der Kommunismus
habe nach zwanzig Jahren »keine einzige
menschliche Frage gelöst«.18 Gerade darin äu-
ßerte sich das »menschliche Antlitz« des
Freiheitsaufbruchs von 1968.

Die historische Bedeutung des Prager
Frühlings liegt in der demokratischen Sub-
versivität des Reform- und Transforma-
tionsprozesses, in dem der historische Be-
weis für die Möglichkeit einer friedlichen
Überwindung der kommunistischen Dikta-
tur erbracht worden ist.

Seine gesamteuropäische Bedeutung
scheint mir darin zu liegen, daß die Wieder-
gewinnung demokratischer Freiheiten nicht
nur den kürzesten Weg zur friedlichen
Überwindung der sowjetkommunistischen

Diktatur, sondern auch zur Überwindung
der europäischen Spaltung aufgezeigt hat.
Die Metapher der »Rückkehr nach Europa«
wurde schon 1968 von tschechischen Intel-
lektuellen geprägt. In diesem Sinn war der
Prager Frühling ein Vorläufer der friedlichen
Revolutionen von 1989.

Frühling sei zweimal, nach 1968 und nach
1989, von den jeweiligen politischen Macht-
habern »begraben worden«.16

Die zeitweilige Verachtung, mit der Ver-
treter eines reflektierten Antikommunis-
mus und Teile der tschechischen Öffentlich-
keit nach 1989 den Prager Frühling behan-
delten, ist sicher vor allem auf die unrühmli-
che Rolle der Reformkommunisten bei der
politischen Restauration des Landes zurück-
zuführen. Die tschechische Bevölkerung
sieht den Prager Frühling im Unterschied zu
seinen neoliberalen Kritikern mehrheitlich
als den Versuch einer Erneuerung der De-
mokratie (47 Prozent) und weniger als einen
Kampf zwischen verschiedenen kommuni-
stischen Fraktionen innerhalb der KPC (21
Prozent). Drei Viertel der Befragten betrach-
teten den Reform- und Demokratisierungs-
prozeß als eine Angelegenheit der Mehrheit
der Nation.17 In der Slowakei gibt es oh-
nehin eine positivere Einstellung zum Erbe
der Reformen 1968. Alexander Dubcek ge-
hört dort als der weltweit bekannteste Slo-
wake längst ins nationale Pantheon. Partei-
übergreifend wurde nach 1989 seine politi-
sche Autorität anerkannt, wenngleich sein
machtpolitischer Einfluß in der Slowakei
bescheiden blieb.

Differenziertere Urteile und die Einkehr
des argumentativen Stils im Streit um das
Erbe des »Prager Frühlings« sind unver-
kennbar. In den Öffentlichkeit wird er als
ein gesamtgesellschaftlicher demokratischer
Aufbruch und als originär tschechischer und
slowakischer Beitrag zur Überwindung des
sowjetischen Herrschaftssystems und der
europäischen Spaltung betrachtet.

Fazit
Trotz der Halbheiten des reformkommu-
nistischen Konzepts des Interessenpluralis-
mus kam eine Rationalisierung von Interes-
senkonflikten im Gang. Die kommunisti-
sche Partei war dabei, sich von einer Macht-
struktur in ein politisches Phänomen zu-
rückzuverwandeln. Die Grundelemente des


